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Kernthese: Das 2016 von der EU und ihren Mitgliedstaaten als gemischtes Abkommen 
geschlossene umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen mit Kanada (Compre-
hensive Economic and Trade Agreement – CETA) ist mit dem Grundgesetz vereinbar.   
 
1. Das Bundesverfassungsgericht hat sich seit 2016 in vier Entscheidungen mit un-

terschiedlichen Aspekten des Abkommens auseinandergesetzt. Sämtliche Klagen 
und Verfassungsbeschwerden sind erfolglos geblieben.  
 

2. Zwar scheint das BVerfG in seiner Hauptsacheentscheidung vom Februar 2022 noch 
Vorbehalte gegen das Ausschusssystem zu signalisieren. Diese Vorbehalte wer-
den indessen bereits in der Entscheidung selbst relativiert. Der Sache nach wird die 
fehlende unmittelbare Anwendbarkeit des CETA als entscheidender Aspekt gelten 
gelassen, ohne dies ausdrücklich auszusprechen. 
 

3. Zwar stand das Thema Investitionsschutz mangels Teilnahme an der vorläufigen 
Anwendung von CETA nicht im Zentrum der bisherigen Verfahren. Das Gericht hat 
jedoch deutlich gemacht, dass die Behauptung von Rechtsstaatsproblemen beim 
Investitionsschutz für die Zulässigkeit von Verfassungsbeschwerden (mangels Demo-
kratiebezug) bzw. Organklagen (mangels Organbeschwer) nicht ausreichen wird.  
 

4. Weder in irgendeinem anderen Mitgliedstaat noch in Kanada ist die Diskussion um 
CETA derart intensiv und kleinteilig auf rechtlicher Ebene geführt worden wie in 
Deutschland. In den Entscheidungen vom März 2021 und vom Februar 2022 wird in-
dessen deutlich, dass das BVerfG die Grenzen für eine politische Instrumentali-
sierung des Gerichts gegen EU-Freihandelsabkommen erreicht sieht. 

 

5. An der Vereinbarkeit von CETA mit dem Grundgesetz bestehen letztlich keine ver-
nünftigen Zweifel. 
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Stellungnahme 1 
 
 
I. Vorgeschichte und Hintergrund 
Mit CETA errichten Kanada und die Europäische Union eine Freihandelszone (Art. 1.4 

CETA). Zentrales Anliegen ist dabei ein verbesserter wechselseitiger Marktzugang für 

Waren (Industriegüter, Agrarprodukte) und Dienstleistungen sowie im Bereich des öf-

fentlichen Auftragswesens. Neben dem Abbau von Zollschranken werden auch sons-

tige Marktzugangshindernisse erfasst und Diskriminierungsverbote (Inländerbehand-

lung, Meistbegünstigung) vorgesehen. 

Am 24. April 2009 ermächtigte der Rat der Europäischen Union die Europäische Kom-

mission einstimmig zur Aufnahme von Verhandlungen über ein umfassendes Wirt-

schafts- und Handelsabkommen mit Kanada.2  

Nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurde das Verhandlungsmandat 2011 

einstimmig um den Bereich Investitionsschutz ergänzt.3 Die Kommission handelte auf 

der Grundlage der Verhandlungsrichtlinien des Rates das umfassende Wirtschafts- 

und Handelsabkommen mit Kanada (Comprehensive Economic and Trade Agreement 

– CETA) aus.  

Am 1. August 2014 wurden die CETA-Verhandlungen auf der Ebene der Chefunter-

händler politisch abgeschlossen. Der Vertragstext wurde von der EU-Kommission am 

26. September 2014 veröffentlicht. Nach dem Abschluss der Rechtsförmlichkeitsprü-

fung am 29. Februar 2016 wurde der geprüfte Text am selben Tag veröffentlicht.4 Eine 

deutsche Sprachfassung liegt seit 5. Juli 2016 vor.5 

 
 

                                                
1 Siehe zum nachfolgenden bereits meine Stellungnahme in der öffentlichen Anhörung im Ausschuss 
für Wirtschaft und Energie des 19. Deutschen Bundestags am 13.1.2021. 
2 Ratsdok. 9036/09. 
3 Ratsdok. 12838/11. 
4 http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/september/tradoc_152806.pdf. 
5 Anhang zu COM(2016) 444 final. CETA ist in allen Amtssprachen der Europäischen Union 
gleichermaßen verbindlich, Art. 30.11 CETA. 
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II. CETA als „gemischtes Abkommen“  
Die Europäische Union verfügt gemäß Art. 207 AEUV über die Kompetenz zum Ab-

schluss von Handelsabkommen. Die Bestimmungen zur „Gemeinsamen Handelspoli-

tik“, deren zentrale Befugnisnorm Art. 207 AEUV ist, gehören gemäß der Kompetenz-

zuschreibung in Art. 3 Abs. 1 lit. e AEUV zur seltenen Kategorie der ausschließlichen 

Zuständigkeiten der Union. Der Handel mit Dienstleistungen insgesamt, die Handels-

aspekte des geistigen Eigentums sowie die ausländischen Direktinvestitionen sind erst 

seit dem Vertrag von Lissabon (2009) in den Anwendungsbereich der Gemeinsamen 

Handelspolitik einbezogen (Art. 207 Abs. 1 AEUV). 

Verfügt die EU über eine ausschließliche Kompetenz wie im Bereich des Art. 207 Abs. 

1 AEUV, so sind die Mitgliedstaaten über ihre Mitwirkung im Rat beteiligt, der über 

Aushandlung, Unterzeichnung und Abschluss der Abkommen Beschlüsse fasst und 

über den „Handelspolitischen Ausschuss“6 Vorgaben für die Verhandlungen machen 

kann.  

Falls die EU ein Abkommen mit Drittstaaten oder einer internationalen Organisation 

anstrebt, das Verpflichtungen enthält, hinsichtlich derer die Union über keine Kompe-

tenzen verfügt, dann ist dies ohne Mitwirkung der Mitgliedstaaten nicht möglich. Neben 

der EU müssen dann auch die Mitgliedstaaten Vertragspartei des Abkommens mit 

dem Drittstaat oder der Internationalen Organisation werden (sogenannte „gemischte 

Abkommen“).7  

Für die auswärtigen Vertragspartner ist bei dieser Konstellation gewährleistet, dass 

neben der EU auch sämtliche Mitgliedstaaten für die Erfüllung der eingegangen Ver-

pflichtungen nach Außen gemeinsam eintreten. Sämtliche vertragsrechtlichen Vor-

gänge (Annahme/Ratifikation, Änderung, Kündigung) binden die EU und alle Mitglied-

staaten.  

                                                
6 Der Handelspolitische Ausschuss ist ein in Art. 207 Abs. 3 AEUV vorgesehener Sonderausschuss, 
der vom Rat bestellt ist und aus hochrangigen Regierungsvertretern der Mitgliedstaaten besteht. 
7 Beispiele für gemischte Abkommen sind das Freihandelsabkommen mit Korea, das 
Handelsabkommen mit den Andenstaaten Peru und Kolumbien (gemischtes Abkommen insbesondere 
wegen der darin enthaltenden Regelungen zur Abrüstung und Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen), ebenso die Abkommen mit den zentralamerikanischen Staaten Honduras, 
Nicaragua, Panama, Costa Rica, El Salvador und Guatemala. Wichtige Bespiele für gemischte 
Abkommen sind ferner das GATS und das TRIPS. Hier verfügte die damals noch EG nicht über die 
ausschließliche Zuständigkeit für den Abschluss des jeweils gesamten Abkommens, da zu diesem 
Zeitpunkt Dienstleistungen insgesamt und Handelsaspekte des geistigen Eigentums noch nicht dem 
Bereich der Gemeinsamen Handelspolitik im Sinne von damals Art. 133 EGV unterfielen, vgl. EuGH, 
Gutachten 1/94, WTO, Slg. 1994, I-5267 Rn. 98 und 105. 
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Gemischte Abkommen müssen nicht nur politisch, sondern auch formal durch sämtli-

che Mitgliedstaaten einstimmig mitgetragen werden. Sämtliche Mitgliedstaaten müs-

sen das Abkommen unterzeichnen und Vertragsparteien werden. Es kann erst in Kraft 

treten, wenn im Drittstaat, für die EU und in allen Mitgliedstaaten erfolgreich nationale 

Ratifikationsverfahren abgeschlossen worden sind. Scheitert die Ratifikation in nur ei-

nem Mitgliedstaat, so kann es nicht in Kraft treten. 

 

Der EuGH hat das Konzept der gemischten Abkommen in seiner Rechtsprechung ge-

billigt.8 Er hat dabei eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den 

Unionsorganen sowohl bei der Aushandlung und dem Abschluss eines Übereinkom-

mens wie bei dessen Durchführung angemahnt. Diese Pflicht zur Zusammenarbeit 

ergibt sich nach dem EuGH aus der Notwendigkeit einer geschlossenen völkerrechtli-

chen Vertretung der Union.9 

 

Die entscheidende Frage für die Einordnung eines konkreten Abkommens in den Be-

reich der gemischten Abkommen und damit für ein Zustimmungserfordernis aller Mit-

gliedstaaten lautet: Besteht auf Ebene der EU eine Kompetenzlücke im Hinblick auf 

auch nur einen Teilaspekt des Abkommens? In den Worten von Generalanwältin Ko-

kott: „Schon einzelne Teilaspekte eines Abkommens, für die der Gemeinschaft intern 

die Zuständigkeit fehlt, „infizieren“ das Abkommen als Ganzes und machen es insge-

samt von der einvernehmlichen Zustimmung der Mitgliedstaaten abhängig. [...] So wie 

ein kleiner Tropfen Pastis ein Glas Wasser trüben kann, können auch einzelne, noch 

so untergeordnete Bestimmungen in einem auf Art. 133 Abs. 5 Unterabs. 1 EGV [jetzt 

Art. 207 AEUV] gestützten internationalen Vertragswerk den Zwang zum Abschluss 

eines gemischten Abkommens auslösen.“10 

CETA ist nach diesen Maßstäben als gemischtes Abkommen zu schließen gewesen.11  

                                                
8 S. etwa EuGH, Gutachten 1/94, WTO, Slg. 1994, I-5267 Rn. 106 ff.; s. auch EuGH, Gutachten C-2/15, 
Freihandelsabkommen EU-Singapur, ECLI:EU:C:2017:376 Rn. 29. 
9 EuGH, Beschluss 1/78, Übereinkommen über den Objektschutz von Kernmaterial, Slg. 1978, 2151 
Rn. 34 ff., und EuGH, Gutachten 2/91, ILO-Übereinkommen, Slg. 1993, I-1061 Rn. 36. 
10 GA Kokott, Schlussanträge vom 26.3.2009, Rs. C-13/07, Kommission/Rat (Vietnam), 
ECLI:EU:C:2009:190 Rn. 121. 
11 S. bereits den Beschlussvorschlag der Kommission zur Unterzeichnung des CETA als gemischtes 
Abkommen v. 5.7.2016, COM(2016) 444 final. 
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CETA enthält Regelungsgegenstände, die nicht von der handelspolitischen Zuständig-

keit der Union nach Art. 207 AEUV umfasst sind und in die Zuständigkeiten der Mit-

gliedstaaten fallen.12  

 
 
III. Verfahrensschritte für das Inkrafttreten von CETA 
Für das endgültige Inkrafttreten von CETA sind folgende Schritte erforderlich:  

- Ratsbeschluss über die Genehmigung der Unterzeichnung von CETA für die 

EU (Art. 218 Abs. 5 AEUV, bereits erfolgt).  

- Unterzeichnung durch die EU und alle Mitgliedstaaten (bereits erfolgt). 

- Zustimmung des Europäischen Parlaments (Art. 218 Abs. 6 AEUV, bereits er-

folgt). 

- Ratifikation von CETA in allen Mitgliedstaaten (weil gemischtes Abkommen) ge-

mäß den jeweiligen nationalen Verfassungsbestimmungen für völkerrechtliche 

Verträge (steht noch aus, soll in Deutschland mit dem vorliegenden Gesetz er-

möglicht werden). 

- Ratsbeschluss über den Abschluss von CETA (Art. 218 Abs. 6 AEUV). Dieser 

wird erst gefasst, nachdem alle Ratifikationsinstrumente der Mitgliedstaaten vor-

liegen, steht also noch aus. 

 

Die Ratsbeschlüsse erfordern nach Art. 207 Abs. 4 AEUV lediglich eine qualifizierte 

Mehrheit im Rat. Allerdings ergehen die Beschlüsse zur Unterzeichnung, vorläufigen 

Anwendung und Annahme von gemischten Abkommen in der Entscheidungspraxis der 

Europäischen Union einstimmig.  

Weil gemischte Abkommen auch durch sämtliche Mitgliedstaaten ratifiziert werden 

müssen, würde bei fehlender Einstimmigkeit für die Ratsbeschlüsse auf Unionsebene 

ein gemischtes Abkommen absehbar scheitern. CETA wurde als gemischtes Abkom-

men geschlossen (siehe oben).  

                                                
12 Die Bestimmungen zum Investitionsschutz machen eine mitgliedstaatliche Beteiligung am 
Abkommen erforderlich, weil sie durch einen umfassenden Ansatz als Investitionsschutzabkommen 
auch im Kompetenzbereich der Mitgliedstaaten befindliche Aspekte des Investitionsschutzes erfassen. 
Dies betrifft insbesondere sogenannte Portfolioinvestitionen, d.h. Investitionen die der Geldanlage 
dienen, ohne dabei unternehmerische Zwecke zu verfolgen. S. zu den Portfolioinvestitionen auch 
bereits die Überlegungen in BVerfGE 123, 267 (429) – Lissabon; s. ferner EuGH, Gutachten C-2/15, 
Freihandelsabkommen EU-Singapur, ECLI:EU:C:2017:376 Rn. 80 bis 109, 225 ff. 
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Die Kommission übermittelte dem Rat am 5. Juli 2016 drei Beschlussvorschläge: zur 

Unterzeichnung von CETA als gemischtes Abkommen, zur vorläufigen Anwendung 

des Abkommens und auch bereits zum Abschluss des Abkommens.13 

Am 19. Oktober 2016 erfolgte in Deutschland die Kabinettsbefassung zu CETA, in der 

das Kabinett der Unterzeichnung von CETA durch die Bundesrepublik Deutschland 

mit der Maßgabe der Beachtung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts im Ur-

teil vom 13. Oktober 2016 14 zustimmte.15 

Nach Klärung letzter Einwände seitens der föderierten Einheiten in Belgien stimmte 

der Rat am 28. Oktober im schriftlichen Verfahren nach § 12 der Geschäftsordnung 

des Rates der Unterzeichnung von CETA durch die EU und dessen teilweiser vorläu-

figer Anwendung zu. CETA wurde am Sonntag, dem 30. Oktober 2016 durch Kanada 

und die Europäische Union unterzeichnet. Zuvor unterzeichneten auch alle Mitglied-

staaten der EU das Abkommen. Für die Vertragspartei Bundesrepublik Deutschland 

unterzeichnete der Ständige Vertreter Deutschlands bei der Europäischen Union, Bot-

schafter Silberberg, am 28. Oktober 2016 das Abkommen in Brüssel.  

 

IV. Ratifikation auf mitgliedstaatlicher Ebene 
Als gemischtes Abkommen muss CETA auch in Deutschland ratifiziert werden. Bun-

destag und Bundesrat sind daher gegenwärtig mit einem Vertragsgesetz nach Art. 59 

Abs. 2 GG befasst. Erst nach der Ratifikation in den Mitgliedstaaten erklärt die EU auf 

der Grundlage eines weiteren Ratsbeschlusses über die Annahme des Abkommens 

unionsseitig die völkerrechtliche Bindung (siehe oben).  

 

Der Stand der Ratifizierung in den Mitgliedstaaten wird vom Generalsekretariat des 

Rates dokumentiert. Danach ist die Ratifikation erst in 16 Mitgliedstaaten erfolgt.  

 

 

 

 

                                                
13 COM(2016) 444 final; COM(2016) 470 final; COM(2016) 443 final. 
14 BVerfGE 143, 65 – CETA (Eilrechtsschutz). 
15 Pressemitteilung der Bundesregierung v. 19.10.2016 zur 122. Sitzung des Bundeskabinetts. 
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2016/10/ 2016-10-19-ceta-abkommen.html. 
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V. Vorläufige Anwendung 
CETA wird seit September 2017 vorläufig angewendet, soweit es die im Kompetenz-

bereich der EU liegenden Teile angeht. 

 
1. Allgemeines zur vorläufigen Anwendung 
Die vorläufige Anwendung von Abkommen ist keine Ausnahme oder völkerrechtliche 

Anomalie.  

Es trifft nicht zu, dass die vorläufige Anwendung nur unter bestimmten Voraussetzun-

gen (Dringlichkeit, Kürze, besondere Gründe) zulässig wäre. Die International Law 

Commission befasst sich seit 2012 mit der vorläufigen Anwendung. Aus den Arbeiten 

lässt sich nicht ableiten, dass eine restriktive Staatspraxis besteht. Seit Beginn des 

modernen Völkerrechts gibt es die vorläufige Anwendung völkerrechtlicher Verträge. 

Die rasante Entwicklung der industrialisierten Staaten im 20. Jahrhundert hat ihre Ver-

breitung befördert: Der herkömmliche völkerrechtliche Vertrag ist oftmals ein zu 

schwerfälliges Mittel der internationalen Kooperation. Gerade Wirtschaftsabkommen 

können infolge sich schnell wandelnder ökonomischer Bedingungen binnen kurzer Zeit 

überholt sein. 

Die vorläufige Anwendung entspricht daher einem praktischen Bedürfnis: Sie dient der 

Stabilisierung sensibler Kompromisse und auch der gegenseitigen Vertrauensbildung. 

Verfassungsrechtliche Probleme der vorläufigen Anwendung werden vor allem dort 

diskutiert, wo Verträge den Einzelnen berechtigen und verpflichten (self executing). 

Dies ist bei CETA gerade nicht der Fall.  

Art. 25 WVRK kodifiziert die vorläufige Anwendung, die Rechtsnatur der vorläufig an-

gewendeten Abkommen ist dabei bis heute nicht abschließend geklärt. Kaum bestreit-

bar ist Folgendes: Maßgeblich ist stets der Wille der Vertragsparteien.  

 

2. Vorläufige Anwendung von CETA 
Art. 218 Abs. 5 AEUV sieht die Möglichkeit einer vorläufigen Anwendung von Abkom-

men ausdrücklich vor. Über die Zustimmung von Bundestag und Bundesrat zu dieser 

primärrechtlichen Bestimmung im Zuge der Ratifikation der europäischen Gründungs-

verträge und ihrer Weiterentwicklungen ist dies auch grundgesetzlich abgesichert.  
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Nach Art. 30.7 Abs. 3 CETA können die Vertragsparteien vereinbaren, dass das Ab-

kommen vorläufig angewendet wird. Dies entspricht einer gängigen Praxis.16 Die Kom-

mission legte am 5. Juli 2016 einen Entwurf für einen Beschluss des Rates über die 

vorläufige Anwendung von CETA vor.17  

Dieser Entwurf bildete die Arbeitsgrundlage für die Beschlussfassung des Rates. Zur 

vorläufigen Anwendung des CETA waren die Mitgliedstaaten einhellig der Auffassung, 

dass eine vorläufige Anwendung des gesamten Abkommens nicht in Betracht kam. In 

der Vergangenheit hat es im handelspolitischen Bereich keinen Fall gegeben, in dem 

ein gemischtes Abkommen ohne Ausnahme insgesamt vorläufig angewendet wurde.  

Ein Ratsbeschluss über die vorläufige Anwendung eines gemischten Abkommens 

kann jedenfalls nur die Bereiche des CETA erfassen, die in der EU-Kompetenz liegen.  

Die vorläufige Anwendung der Bereiche, die in mitgliedstaatlicher Kompetenz liegen, 

ist in Deutschland nicht thematisiert worden. Dies ist auch in der Vergangenheit noch 

nie erfolgt. Da Deutschland keine vorläufige Anwendung erklärt hat und auch nicht 

erklären wird, ist Deutschland auch nicht – für seine Zuständigkeitsbereiche – gebun-

den. 

Nach der Unterzeichnung von CETA durch die EU, Kanada und die EU-Mitgliedstaaten 

und dem Ratsbeschluss über die vorläufige Anwendung der in EU-Zuständigkeit fal-

lenden Teile des Abkommens im Oktober 2016 leitete der Rat den Text des 

Abkommens dem Europäischen Parlament zur Zustimmung zu.  

Die Zustimmung seitens des Plenums des Europäischen Parlaments – und zwar zum 

Abkommen insgesamt – erfolgte am 15. Februar 2017.18 

Mit Verbalnote vom 17. Februar 2017 teilte das Generalsekretariat des Rates Kanada 

mit, dass den internen Verfahren der EU, die zur vorläufigen Anwendung der in die 

EU-Zuständigkeit fallenden Teile des Abkommens erforderlich waren, Genüge getan 

                                                
16 Vorläufig angewendet werden derzeit beispielsweise das Freihandelsabkommen zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Kolumbien und Peru andererseits; das 
Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Zentralamerika andererseits; das Assoziierungsabkommen 
zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits. 
Im Falle Koreas erfolgte eine vorläufige Anwendung des Freihandelsabkommens in der Zeitspanne vom 
1.7.2011 bis 13.12.2015. 
17 COM(2016) 470 final. 
18 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Februar 2017 zu dem Entwurf 
eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des umfassenden Wirtschafts- und 
Handelsabkommens (CETA) zwischen Kanada einerseits und der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits (10975/2016 – C8-0438/2016 – 2016/0205(NLE)), P8_TA(2017)0030, 
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2016/0205(NLE)&l=en. 
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sei und führte in der Notifizierung aus, auf welche Bereiche des Abkommens sich die 

vorläufige Anwendung durch die EU beschränkt.19  

Die kanadische Seite ratifizierte am 16. Mai 2017 das Abkommen, erließ in der Folge 

verschiedene erforderliche Durchführungsbestimmungen („ministerial decrees“) und 

teilte schließlich der EU mit, dass auch den internen kanadischen Verfahren, die zur 

teilweisen vorläufigen Anwendung dieses Abkommens erforderlich waren, Genüge ge-

tan sei. Dabei wurden die Beschränkungen der vorläufigen Anwendung, die die EU 

ihrer Notifizierung zugrunde gelegt hatte, entsprechend auch hinsichtlich der Verpflich-

tungen Kanadas zugrunde gelegt.20  

Wie vorab vereinbart,21 erfolgte der Beginn der vorläufigen Anwendung der zuvor fest-

gelegten Teile des Abkommens am 21. September 2017.22 

 

In der Folge haben ab 2018 CETA-Ausschüsse die Arbeit aufgenommen. Für eine 

Transparenz des CETA-Ausschusswesens hat die Europäische Kommission eine ge-

sonderte Internetseite eingerichtet, auf der vorab die Terminplanung aller Ausschüsse 

und Dialoge sowie die Tagesordnungen der Sitzungen veröffentlicht werden. Im Nach-

gang zu den Sitzungen werden auf dieser Seite außerdem die entsprechenden Sit-

zungsberichte veröffentlicht.23  

 

3. Von der vorläufigen Anwendung ausgenommene Bereiche von CETA 
Teile von CETA sind von der vorläufigen Anwendung ausgenommen.  

Das Investitionskapitel 8 von CETA ist bis auf wenige Vorschriften von der vorläufigen 

Anwendung ausgenommen. Da die Vorschriften zum Investitionsgerichtsverfahren 24 

                                                
19 Verbalnote des Generalsekretariats des Rates vom 17. Februar 2017. 
20 Canada-European Union Comprehensive Economic and Trade Agreement – Canadian Statement 
on Implementation, Chapter Thirty, http://www.international.gc.ca/trade-commerce/trade-agreements-
accords-commerciaux/agr-acc/ceta-aecg/canadian_statement-enonce_canadien.aspx?lang= 
eng#a36m. 
21 http://europa.eu/rapid/press-release_STATEMENT-17-1959_en.htm. 
22 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-3121_en.htm. 
23 http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1811&title=CETA-Meetings-and-documents. 
24 CETA sieht ein Investitionsgericht mit zwei Instanzen vor. Bei dem nunmehr vorgesehenen 
Investitionsgericht handelt es sich nicht um ein konventionelles Schiedsgericht, wie zunächst 
vorgesehen, da die Richter nicht ad-hoc und nicht von den Parteien eines konkreten Streitfalls, sondern 
von dem Gemischten Ausschuss für 5 bzw. 6 Jahre zum Mitglied eines ständigen Investitionsgerichts 
bestellt werden. 
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insgesamt nicht vorläufig angewendet werden, sind Investitionsklagen gegen die EU 

oder die Mitgliedstaaten während der vorläufigen Anwendung nicht möglich. 

Portfolioinvestitionen sind insgesamt von der vorläufigen Anwendung ausgenommen. 

Portfolioinvestitionen sind Investitionen, die nur der Geldanlage und damit der Erzie-

lung von Einkünften dienen, ohne dabei unternehmerische Zwecke zu verfolgen.25 Die 

vorläufige Anwendung einzelner Vorschriften des Investitionskapitels wurde auf Direk-

tinvestitionen begrenzt. Es werden daher nur die folgenden Bestimmungen des Kapi-

tels 8 des Abkommens (Investitionen) werden vorläufig angewendet: Art. 8.1-8.8, 8.13, 

8.15 mit Ausnahme von dessen Absatz 3, und Art. 8.16. 

Auch von der vorläufigen Anwendung von Vorschriften zu Investitionen in Kapitel 13 

(Finanzdienstleistungen) sind Portfolioinvestitionen ausgenommen. Folglich wird eine 

Reihe von Bestimmungen des Kapitels 13 des Abkommens nicht vorläufig angewendet 

soweit sie Portfolioinvestitionen, den Investitionsschutz oder die Beilegung von Inves-

titionsstreitigkeiten zwischen Investoren und Staaten betreffen: Art. 13.2 Absätze 3 und 

4, 13.3, 13.4, 13.9 und Art. 13.21. 

Auch die Transparenzvorschriften sind von der vorläufigen Anwendung ausgenom-

men: Artikel 27.3 und 27.4, soweit diese Artikel für Verwaltungsverfahren, Überprüfung 

und Rechtsbehelfe auf Ebene der Mitgliedstaaten gelten  

Art. 20.12 betreffend Strafvorschriften im Bereich Geistiges Eigentum zu Camcording 

ist von der vorläufigen Anwendung ausgenommen.  

Für die Bereiche Arbeit, Umwelt und Nachhaltigkeit – Kapitel 22, 23, 24 – ist eine 

rechtswahrende Erklärung erfolgt. Demnach beachtet die vorläufige Anwendung der 

Kapitel 22, 23 und 24 des Abkommens die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen 

der Union und den Mitgliedstaaten. 

Für den Bereich Seeverkehrsdienstleistungen ist – wie bei früheren Abkommen – 

ebenfalls eine rechtswahrende Erklärung erfolgt, die klarstellt, dass die vorläufige An-

wendung im Bereich der geteilten Zuständigkeit die Kompetenzverteilung zwischen 

EU und MS unberührt lässt. In der Vergangenheit wurden rechtswahrende Erklärun-

gen immer außerhalb des Ratsbeschlusses abgegeben. Bei CETA ist dies für den Be-

reich der Seeverkehrsdienstleistungen auch so beibehalten worden. In den Bereichen 

                                                
25 Müller-Ibold, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge Kommentar, Vorb. Art. 206-207 AEUV Rn. 17. 
Kriterium einer Differenzierung zwischen Direkt- und Portfolioinvestitionen: das Ziel des 
Kontrollerwerbs, BVerfGE 123, 267 (421) – Lissabon. 
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Arbeit, Umwelt und Nachhaltigkeit – Kapitel 22, 23, 24 – ist die rechtswahrende Erklä-

rung zusätzlich auch im Ratsbeschluss enthalten.  

 

4. Bestätigung der vorläufigen Anwendung von CETA durch das BVerfG im De-
zember 2016 
Das BVerfG hat sich 2016 bereits mit der vorläufigen Anwendung von CETA befasst. 

Im Dezember 2016 hat das BVerfG den Ansatz gebilligt, mit einer „salvatorischen Klau-

sel“ zu arbeiten. Wörtlich heißt es in Rn. 69 der Entscheidung:26  

„Ob und inwieweit für bestimmte von CETA erfasste weitere Sachbereiche, 
die im Urteil vom 13. Oktober 2016 nicht genannt sind, keine Zuständigkeit 
der Europäischen Union besteht, wie die Antragsteller zu II. und IV. vortra-
gen, bedarf vorliegend keiner Entscheidung, weil der Rat die Beschränkung 
der vorläufigen Anwendung von CETA auf Sachmaterien, die in die Rege-
lungskompetenz der Europäischen Union fallen, umfassend erklärt und in 
der allgemeinen Erklärung Nr. 15 des Rates in den Erklärungen für das 
Ratsprotokoll vom 27. Oktober 2016 (Ratsdokument 13463/1/16 REV 1) 
niedergelegt hat.“ 

In der Erklärung Nr. 15 heißt es:  

„Zum Umfang der vorläufigen Anwendung des CETA: Der Rat der Europä-
ischen Union bestätigt, dass die vorläufige Anwendung nur für Angelegen-
heiten gilt, die in den Zuständigkeitsbereich der EU fallen.“ 

 

Die einschlägige Passage des Urteils des Zweiten Senats vom 13.10.2016 lautet im 

Zusammenhang wie folgt:  

67  (1) Die Bundesregierung hat schriftsätzlich vorgetragen und in der 
mündlichen Verhandlung ausführlich dargelegt, dass durch Beschluss des 
Rates (vgl. Draft Council Decision 223/16 REV 1 vom 25. September 2016) 
und entsprechende Erklärungen (Art. 30.7 Abs. 3 Buchstabe b CETA-E) 
Ausnahmen von der vorläufigen Anwendung bewirkt werden, die es jeden-
falls im Ergebnis sichergestellt erscheinen lassen, dass der bevorstehende 
Beschluss des Rates über die vorläufige Anwendung von CETA (COM 
[2016] 470 final) nicht als Ultra-vires-Akt zu qualifizieren sein dürfte. Soweit 
diese Vorbehalte reichen, dürften auch etwaige Bedenken gegen die in 
Rede stehende Regelung unter dem Gesichtspunkt der grundgesetzlichen 
Verfassungsidentität entkräftet sein. 
68   Im Einzelnen hat die Bundesregierung vorgetragen, dass sie im Rat der 
Europäischen Union nur der vorläufigen Anwendung derjenigen Teile von 
CETA zustimmen wird, die sich zweifellos auf eine Einzelermächtigung der 
Europäischen Union stützen lassen. 
Sie hat betont, dass die Beschlussvorlage der Europäischen Kommission 
für den Rat nicht bindend sei und es nicht nur von Seiten Deutschlands, 

                                                
26 BVerfGE 143, 65 – CETA (Eilrechtsschutz). 



Stellungnahme Prof. Dr. Franz Mayer 

 -11- 

sondern auch anderer Mitgliedstaaten keine Zustimmung zur vorläufigen 
Anwendung des gesamten Abkommens geben werde. 
69   Deutschland hat bereits Vorbehalte hinsichtlich der vorläufigen Anwen-
dung von CETA zu folgenden Gegenständen angebracht: Das Erfordernis 
der dauerhaften Ansässigkeit des verantwortlichen Herausgebers einer Zei-
tung oder anderen periodischen Druckschrift in Deutschland, in der Euro-
päischen Union oder in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschafts-
raums (EWR), die Zulassung als Rechtsanwalt für die Erbringung juristi-
scher Dienstleistungen im Bereich des deutschen Rechts sowie das Erfor-
dernis eines entsprechenden Kanzleisitzes, das Verbot einer Tätigkeit als 
Patentanwalt für Patentanwälte aus Drittstaaten, das Erfordernis, dass Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften bestimmte deutsche Rechtsformen anneh-
men müssen, die Eintragungspflicht für Ärzte (einschließlich Psychologen, 
Psychotherapeuten und Zahnärzte) bei den regionalen kassenärztlichen o-
der kassenzahnärztlichen Vereinigungen, wenn sie von der gesetzlichen 
Krankenkasse versicherte Patienten behandeln wollen, sowie damit ver-
bundene quantitative Beschränkungen und Niederlassungserfordernisse, 
die Möglichkeit des Vorrangs gemeinnütziger Dienstleister bei Rettungs-
dienst- und Krankentransportdienstleistungen, den Ausschluss juristischer 
Personen von der Erbringung tierärztlicher Dienstleistungen, das Erforder-
nis der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder eine kommerzielle Präsenz in der Europäischen Union für die Zulas-
sung als Zeitarbeitsagentur, Beschränkungen beim Einzelhandel mit phar-
mazeutischen, medizinischen und orthopädischen Artikeln, die Beschrän-
kung der Eintragungsfähigkeit in das nationale Schiffsregister auf Seefahr-
zeuge, deren Anteile mehrheitlich im Eigentum von Staatsangehörigen ei-
nes Mitgliedstaats der Europäischen Union oder von Gesellschaften ste-
hen, sowie schließlich Beschränkungen für den Einsatz von Wasserfahr-
zeugen auf Wasserstraßen der Bundesrepublik Deutschland, bei der Erbrin-
gung von Kabotage-Dienstleistungen und in Bezug auf das Mieten oder 
Leasing von Schiffen. 
70  Da die Bundesregierung darüber hinaus einer vorläufigen Anwendung 
von CETA für Sachmaterien nicht zustimmen wird, die nach ihrer Auffas-
sung in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verblieben sind, kann davon 
ausgegangen werden, dass sie - soweit nicht Ausnahmen von der vorläufi-
gen Anwendung durch Beschluss des Rates statuiert werden - entspre-
chende Vorbehalte anbringen wird. Vor diesem Hintergrund geht der Senat 
davon aus, dass insbesondere Regelungen zum Investitionsschutz, ein-
schließlich des Gerichtssystems (Kapitel 8 und Kapitel 13 CETA-E), zu Port-
folioinvestitionen (Kapitel 8 und Kapitel 13 CETA-E), zum internationalen 
Seeverkehr (Kapitel 14 CETA-E), zur gegenseitigen Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (Kapitel 11 CETA-E) sowie zum Arbeitsschutz (Kapi-
tel 23 CETA-E) nicht von der vorläufigen Anwendung erfasst werden. 
71  (2) Einer etwaigen Berührung der Verfassungsidentität (Art. GG Artikel 
79 Abs. GG Artikel 79 Absatz 3 GG) durch Kompetenzausstattung und Ver-
fahren des Ausschusssystems kann - jedenfalls im Rahmen der vorläufigen 
Anwendung - auf unterschiedliche Weise begegnet werden. Es könnte - 
etwa durch eine interinstitutionelle Vereinbarung - sichergestellt werden, 
dass Beschlüsse nach Art. 30.2 Abs. 2 CETA-E nur auf Grundlage eines 
gemeinsamen Standpunktes nach Art. 218 Abs. 9 AEUV gefasst werden, 
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der im Rat einstimmig angenommen worden ist (vgl. auch BVerfGE 142, 
123 [211 f.] Randnummer 171). Ein solches Vorgehen entspräche auch der 
Staatspraxis (vgl. Art. 3 Abs. 4 des Beschlusses des Rates und der im Rat 
Vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des Pro-
tokolls zur Änderung des Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinig-
ten Staaten von Amerika einerseits und der Europäischen Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten andererseits, ABl EU 2010 Nr. L 223/1). 
72  (3) Sollte sich entgegen der Annahme des Senats ergeben, dass die 
Bundesregierung die von ihr angekündigten Handlungsoptionen zur Ver-
meidung eines möglichen Ultra-vires-Aktes oder einer Verletzung der Ver-
fassungsidentität nicht realisieren kann, verbleibt ihr in letzter Konsequenz 
die Möglichkeit, die vorläufige Anwendung des Abkommens nach Art. 30.7 
Abs. 3 Buchstabe c CETA-E durch schriftliche Notifikation zu beenden. 
Zwar erscheint diese Auslegung nicht zwingend. Sie ist von der Bundesre-
gierung jedoch als zutreffend vorgetragen worden. Dieses Verständnis hat 
die Bundesregierung in völkerrechtlich erheblicher Weise zu erklären und 
ihren Vertragspartnern zu notifizieren.“ 

 
 
In der Folgeentscheidung des BVerfG im Dezember 27 lauten die einschlägigen Passa-
gen wie folgt: 
 

„21  Die Anträge sind jedenfalls unbegründet. Umstände, die Anlass zu ei-
ner von dem Urteil des Senats vom 13. Oktober 2016 abweichenden Ein-
schätzung der Folgen bei Ablehnung einer einstweiligen Anordnung geben 
könnten, liegen nicht vor. Die Bundesregierung hat die Maßgaben, von de-
nen der Senat in dem Urteil ausgegangen ist, vor der Zustimmung zu den 
genannten Beschlüssen umgesetzt. 
22   1. Die Bundesregierung hat keiner vorläufigen Anwendung von CETA 
in Bezug auf Sachmaterien zugestimmt, die im Urteil vom 13. Oktober 2016 
genannt sind. 
23   a) Im Beschluss des Rates über die vorläufige Anwendung des Umfas-
senden Wirtschafts- und Handelsabkommens zwischen Kanada einerseits 
und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits vom 5. 
Oktober 2016 (Ratsdokument 10974/16) ist bestimmt worden, dass aus Ka-
pitel 8 CETA (Investitionen) nur die Art. 8.1 bis 8.8, 8.13 und 8.15 mit Aus-
nahme von dessen Absatz 3 sowie Art. 8.16 vorläufig angewendet werden, 
und dies auch nur, soweit ausländische Direktinvestitionen betroffen sind. 
In Art. 1 Abs. 1 Buchstabe b des Beschlusses ist des Weiteren vereinbart 
worden, dass aus Kapitel 13 CETA (Finanzdienstleistungen) die Art. 13.2 
Absätze 3 und 4, Art. 13.3, 13.4, 13.9 und 13.21 nicht vorläufig angewendet 
werden, soweit sie Portfolioinvestitionen, den Investitionsschutz oder die 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Investoren und Staaten 
betreffen (vgl. oben Rn. 9). Dass die Kapitel 8 und 13 nicht vollständig von 
der vorläufigen Anwendung ausgenommen wurden, ist nicht zu beanstan-
den. 

                                                
27 BVerfGE 144, 1 – CETA II (Beschluss des Zweiten Senats vom 7.12.2016). 
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24   aa) Die für vorläufig anwendbar erklärten Vorschriften in Kapitel 8 CETA 
betreffen lediglich Begriffsbestimmungen (Art. 8.1 CETA), den Geltungsbe-
reich des Kapitels 8 (Art. 8.2 CETA), das Verhältnis von Kapitel 8 zu ande-
ren Kapiteln (Art. 8.3 CETA), den Zugang von Investoren zu den Märkten 
der Vertragsparteien (Art. 8.4 CETA), das Verbot, Investoren bestimmte An-
forderungen aufzuerlegen (Art 8.5 CETA), sowie Bestimmungen zur diskri-
minierungsfreien Behandlung (Art. 8.6 bis 8.8 CETA), die Beschränkungs- 
und Verzögerungsfreiheit von Kapitaltransfers (Art. 8.13 CETA) sowie be-
stimmte Vorbehalte und Ausnahmen zu den Art. 8.4 bis 8.8 CETA (Art. 8.15 
CETA). Damit ist insbesondere der die Beilegung von Investitionsstreitig-
keiten zwischen Investoren und Staaten betreffende Abschnitt F des Kapi-
tels 8 (Art. 8.18 bis 8.45 CETA), der auch die Regelungen zur Errichtung 
des Investitionsgerichts enthält, von der vorläufigen Anwendung ausge-
nommen. 
25   bb) Art. 13.2 Absätze 3 und 4, Art. 13.3, 13.4, 13.9 und 13.21 CETA, 
die von der vorläufigen Anwendung von Kapitel 13 ausgenommen werden, 
soweit sie Portfolioinvestitionen, den Investitionsschutz oder die Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Investoren und Staaten betreffen, er-
fassen im Einzelnen die Anwendung des Kapitels 8 CETA auf Maßnahmen, 
die Investoren einer Vertragspartei betreffen, welche in Finanzdienstleister 
investieren, bei denen es sich nicht um Finanzinstitute handelt, sowie Maß-
nahmen in Bezug auf die Investitionen dieser Investoren in die besagten 
Finanzdienstleister (Art. 13.2 Abs. 2 Buchstabe a CETA) und nicht die Er-
bringung von Finanzdienstleistungen betreffende Maßnahmen in Bezug auf 
in Finanzinstitute investierende Investoren einer Vertragspartei oder die In-
vestitionen dieser Investoren in Finanzinstitute (Art. 13.2 Abs. 2 Buchstabe 
b CETA), die Übernahme einzelner Bestimmungen des Kapitels 8 CETA als 
Bestandteile in Kapitel 13 (Art. 13.2 Abs. 3 CETA), die Übernahme von Art. 
8.6 CETA (Inländerbehandlung, Art. 13.3 CETA) und von Art. 8.7 CETA 
(Meistbegünstigung, Art. 13.4 CETA), Leistungsanforderungen für Investiti-
onen in Finanzinstitute (Art. 13.9 CETA) sowie Investitionsstreitigkeiten im 
Bereich Finanzdienstleistungen (Art. 13.21 CETA). Damit ist die Erwartung 
des Senats, dass Regelungen zum Investitionsschutz, einschließlich des 
Gerichtssystems, sowie zu Portfolioinvestitionen auch im Bereich der Fi-
nanzdienstleistungen nicht von der vorläufigen Anwendung erfasst werden, 
erfüllt. 
26   b) Kapitel 14 CETA, das Regelungen zum internationalen Seeverkehr 
enthält, ist zwar nicht ausdrücklich von der vorläufigen Anwendung ausge-
nommen. Allerdings enthalten die Erklärungen für das Ratsprotokoll vom 
27. Oktober 2016 (Ratsdokument 13463/1/16 REV 1) unter Nr. 3 eine Er-
klärung des Rates zur vorläufigen Anwendung von Bestimmungen über 
Verkehr und Verkehrsdienstleistungen, wonach die Aufteilung der Zustän-
digkeiten zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten auf 
diesem Gebiet durch den Beschluss über die vorläufige Anwendung nicht 
berührt wird und die Mitgliedstaaten nicht daran gehindert werden, ihre Zu-
ständigkeiten gegenüber Kanada in den nicht von CETA erfassten Angele-
genheiten oder gegenüber einem anderen Drittland im Bereich der in diese 
Zuständigkeit fallenden Verkehrsdienstleistungen auszuüben. Da CETA 
kein Kapitel zu Verkehr und Verkehrsdienstleistungen im Allgemeinen ent-
hält, ist davon auszugehen, dass von der diesbezüglichen Erklärung des 
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Rates alle in CETA enthaltenen Bestimmungen zu verschiedenen Ver-
kehrsarten und Verkehrsdienstleistungen erfasst sind, insbesondere auch 
diejenigen, die den internationalen Seeverkehr im Sinne von Kapitel 14 
CETA betreffen. 
27   Zwar könnte die Erklärung, die nicht von den einzelnen Mitgliedstaaten 
sondern vom Rat der Europäischen Union abgegeben worden ist, nach ih-
rem Wortlaut dahingehend verstanden werden, dass sie die mitgliedstaatli-
chen Kompetenzen nicht von der vorläufigen Anwendung von CETA aus-
nimmt. Einem solchen Verständnis steht jedoch entgegen, dass der Erklä-
rung erkennbar die Intention zugrunde liegt, die mitgliedstaatlichen Kompe-
tenzen hinsichtlich einzelner von CETA erfasster Sachbereiche zu wahren. 
Es ist daher jedenfalls im Ergebnis davon auszugehen, dass der Beschluss 
des Rates über die vorläufige Anwendung von CETA insoweit nicht als 
Ultra-vires-Akt zu qualifizieren sein dürfte (vgl. BVerfGE, a.a.O., 98 Rn. 67). 
28   c) Der vom Senat im Urteil vom 13. Oktober 2016 geäußerten Erwar-
tung, dass Regelungen zur gegenseitigen Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (Kapitel 11 CETA) sowie zum Arbeitsschutz (Kapitel 23 CETA) von 
der vorläufigen Anwendung ausgenommen werden, soweit die Zuständig-
keiten der Mitgliedstaaten betroffen sind, ist in den Erklärungen für das 
Ratsprotokoll vom 27. Oktober 2016 (Ratsdokument 13463/1/16 REV 1) 
durch Nr. 4 (Erklärung des Rates zur vorläufigen Anwendung der Kapitel 
22, 23 und 24) sowie durch Nr. 16 (Erklärung des Rates zur vorläufigen 
Anwendung der gegenseitigen Anerkennung von Berufsqualifikationen) 
ausdrücklich Rechnung getragen worden. Auch hier gilt, dass trotz des 
Wortlauts dieser durch den Rat abgegebenen Erklärungen im Ergebnis da-
von auszugehen ist, dass die mitgliedstaatlichen Kompetenzen gewahrt 
bleiben, so dass der Beschluss des Rates über die vorläufige Anwendung 
von CETA auch mit Blick auf Kapitel 11 CETA nicht als Ultra-vires-Akt zu 
qualifizieren sein dürfte (vgl. oben Rn. 26 f.). 
29   d) Ob und inwieweit für bestimmte von CETA erfasste weitere Sachbe-
reiche, die im Urteil vom 13. Oktober 2016 nicht genannt sind, keine Zu-
ständigkeit der Europäischen Union besteht, wie die Antragsteller zu II. und 
IV. vortragen, bedarf vorliegend keiner Entscheidung, weil der Rat die Be-
schränkung der vorläufigen Anwendung von CETA auf Sachmaterien, die 
in die Regelungskompetenz der Europäischen Union fallen, umfassend er-
klärt und in der allgemeinen Erklärung Nr. 15 des Rates in den Erklärungen 
für das Ratsprotokoll vom 27. Oktober 2016 (Ratsdokument 13463/1/16 
REV 1) niedergelegt hat. 
30    2. Auch eine etwaige Berührung der Verfassungsidentität (Art. GG 
Artikel 79 Abs. GG Artikel 79 Absatz 3 GG) durch Kompetenzausstattung 
und Verfahren des Ausschusssystems ist nicht zu befürchten. Zwar folgt 
aus dem Wortlaut der Erklärungen zu Beschlüssen des Gemischten CETA-
Ausschusses (Erklärung Nr. 18 der Kommission sowie Erklärung Nr. 19 des 
Rates und der Kommission, Ratsdokument 13463/1/16 REV 1) nicht, dass 
eine zur Gewährleistung demokratischer Legitimation und Kontrolle von Be-
schlüssen des Gemischten CETA-Ausschusses wohl erforderliche Zustim-
mung Deutschlands (vgl. BVerfGE, a.a.O., 68 Rn. 65) in jedem Fall einge-
holt werden wird. Allerdings ist die Erklärung Nr. 19 des Rates und der Mit-
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gliedstaaten dahingehend auszulegen, dass bei einer etwaigen Beschluss-
fassung des Gemischten CETA-Ausschusses im Rahmen der vorläufigen 
Anwendung von CETA alle mitgliedstaatlichen Belange berücksichtigt wer-
den. Andernfalls ergäbe die Erklärung Nr. 19 des Rates und der Mitglied-
staaten keinen Sinn, da der Gemischte CETA-Ausschuss im Rahmen der 
vorläufigen Anwendung ohnehin nicht über Angelegenheiten entscheiden 
kann, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen. Die Erklärung Nr. 
19 des Rates und der Mitgliedstaaten kann daher nur so verstanden wer-
den, dass der von der Union und ihren Mitgliedstaaten im Gemischten 
CETA-Ausschuss einzunehmende Standpunkt zu einem Beschluss dieses 
Ausschusses immer einvernehmlich festgelegt wird. Ferner ist in diesem 
Zusammenhang die Erklärung Nr. 18 der Kommission zu berücksichtigen, 
wonach diese nicht beabsichtigt, „gemäß Artikel AEUV Artikel 218 Abs. 
AEUV Artikel 218 Absatz 9 AEUV einen Vorschlag zur Änderung des CETA 
oder zur Annahme einer bindenden Auslegung des CETA vorzulegen, be-
vor das Hauptverfahren vor dem deutschen Bundesverfassungsgericht ab-
geschlossen ist“. 
31    3. Schließlich hat Deutschland zusammen mit Österreich in Nr. 21 der 
Erklärungen für das Ratsprotokoll vom 27. Oktober 2016 (Ratsdokument 
13463/1/16 REV 1) erklärt, dass es als Vertragspartei des CETA seine 
Rechte aufgrund Art. 30.7 Abs. 3 Buchstabe c CETA ausüben kann. Zwar 
heißt es dort auch: „Die erforderlichen Schritte werden gemäß den EU-Ver-
fahren unternommen werden.“ Es ist aber nicht ersichtlich, dass durch diese 
Bezugnahme das Recht aus Art. 30.7 Abs. 3 Buchstabe c CETA zur einsei-
tigen Beendigung der vorläufigen Anwendung eingeschränkt würde. 
32    Die Bundesregierung hat diese Erklärung durch die beiden Schreiben 
des Ständigen Vertreters der Bundesrepublik Deutschland bei der Europä-
ischen Union vom 28. Oktober 2016 an den Generalsekretär des Rates so-
wie den Ständigen Vertreter Kanadas bei der Europäischen Union in völ-
kerrechtlich erheblicher Weise abgegeben und notifiziert. Etwaige Zweifel 
an der Bedeutung dieser Erklärung werden jedenfalls dadurch ausgeräumt, 
dass die Schreiben des Ständigen Vertreters der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der Europäischen Union zur Erläuterung der darin enthaltenen Er-
klärung auf das Urteil des Senats vom 13. Oktober 2016 verweisen, das 
hinsichtlich der Erforderlichkeit, die vorläufige Anwendung nach Art. 30.7 
Abs. 3 Buchstabe c CETA beenden zu können, eindeutig ist.“ 

 
 
5. Nationale parlamentarische Befassung mit der vorläufigen Anwendung von 
CETA-Teilen im europäischen Kompetenzbereich 
In den meisten Mitgliedstaaten ist die vorläufige Anwendung des im Kompetenzbereich 

der Europäischen Union befindlichen Teils von CETA in den jeweiligen nationalen Par-

lamenten überhaupt nicht thematisiert worden (Belgien, Bulgarien, Kroatien, Italien, 

Lettland, Malta, Niederlande, Rumänien, Slowenien, Slowakei) oder allenfalls in Ge-

stalt einer informatorischen Befassung des zuständigen Parlamentsausschusses oder 

allgemein des Parlaments dokumentiert (Estland, Tschechien, Griechenland, Zypern, 
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Litauen, Finnland, Schweden). 

In Frankreich, Dänemark und Spanien wurden Anträge auf Ablehnung der vorläufigen 

Anwendung zurückgewiesen. In Österreich, Ungarn, Polen und Portugal hat es mehr 

oder weniger formelle positive Stellungnahmen gegeben.  

In keinem Mitgliedstaat hat es auch nur Überlegungen zu einer Begleitung der vorläu-

figen Anwendung des im Kompetenzbereich der Europäischen Union befindlichen 

Teils von CETA durch ein mitgliedstaatliches Zustimmungs- oder Ratifikationsgesetz 

gegeben.  

In Deutschland hat der Bundestag sich mit seiner Stellungnahme gem. Art. 23 Abs. 3 

GG vom 20. September 2016 geäußert.28 Die Stellungnahme des Bundestags ist in 

die Verhandlungsposition der Bundesregierung eingeflossen. Die thematischen Anlie-

gen des Bundestags sind dabei als deutsche Anliegen bereits im Vorfeld seit der Vor-

lage der Beschlussentwürfe durch die Kommission von der Bundesregierung in die 

Verhandlungen eingebracht worden.  

 
6. Beendigung und Dauer der vorläufigen Anwendung 
Aus der vorläufigen Anwendung folgt keine Ratifikationspflicht. Art. 30.7 Abs. 3 lit. c 

CETA ermöglicht jeder Vertragspartei, die vorläufige Anwendung durch Notifikation zu 

beenden. Die Bundesrepublik ist Vertragspartei.  

Zur Beendigung der vorläufigen Anwendung ist ansonsten die Protokollerklärung Nr. 

20 des Rates anlässlich des Ratsbeschlusses zur CETA-Unterzeichnung maßgeblich: 

„Falls aufgrund der Entscheidung eines Verfassungsgerichts oder nach Abschluss an-

derer Verfassungsverfahren und förmlicher Notifizierung durch die Regierung des be-

treffenden Staates die Ratifizierung des CETA auf Dauer und endgültig scheitert, muss 

und wird die vorläufige Anwendung beendet werden. Die erforderlichen Schritte wer-

den gemäß den EU-Verfahren unternommen werden." 

Dies entspricht dem, was Art. 25 Abs. 2 WVRK vorsieht. Danach kann die vorläufige 

Anwendung durch eine Mitteilung an die anderen Vertragsparteien über die endgültige 

Nichtratifizierung beendet werden. 

Auf entsprechende Notifikation gegenüber Kanada wäre die vorläufige Anwendung 

zum ersten Tag des übernächsten Monats beendet. 

 

                                                
28 BT-Drs. 18/9663. 
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VI. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
 
CETA ist Gegenstand von vier Entscheidungen des BVerfGs gewesen. Diese gehen 

zurück auf diverse 2016 anhängig gemachte Verfassungsbeschwerden und Organkla-

gen.29  

 

1. Eilverfahren Oktober 2016 
Am 12. Oktober 2016 fand eine mündliche Verhandlung zu den anhängigen Verfahren 

(mit Ausnahme des Organstreits 2 BvE 4/16) statt, eine Entscheidung im Eilrechts-

schutz erging am 13. Oktober 2016.  

Das BVerfG lehnte dabei die Anträge auf Eilrechtsschutz ab, allerdings aufgrund einer 

Folgenabwägung und ohne dabei bereits die Hauptsacheanträge für unzulässig oder 

unbegründet zu erklären. Das BVerfG billigte dabei die Vorgehensweise von Bundes-

tag und Bundesregierung in Sachen vorläufige Anwendung und betonte die grundsätz-

lich weite Gestaltungsfreiheit der Bundesregierung im Rahmen der Europa-, Außen- 

und Außenwirtschaftspolitik. 

 

2. Eilverfahren Dezember 2016 
Mit Beschluss vom 7. Dezember 2016 bestätigte das BVerfG, dass die im Urteil vom 

Oktober 2016 aufgestellten Bedingungen erfüllt wurden und wies erneute Rechts-

schutzanträge ab. 

 

3. Erfolgloser Organstreit zur Bundestagsbeteiligung März 2021 
Ende September 2016 hatte DIE LINKE noch vor der mündlichen Verhandlung im Ok-

tober 2016 einen weiteren Organstreit (gegen den Bundestag) angestrengt,30 der die 

Begleitung der vorläufigen Anwendung durch den Bundestag angriff und sich auf Fra-

gen der Parlamentsbeteiligung beschränkte.   

Diese Organklage wurde den Verfassungsorganen erst im Januar 2018 zugestellt. 

Eine mündliche Verhandlung zu diesem Organstreit fand erst im Oktober 2020 statt. 

                                                
29 2 BvR 1368/16, 2 BvR 1444/16, 2 BvR 1482/16, 2 BvR 1823/16, 2 BvE 3/16 und 2 BvE 4/16. 
30 2 BvE 4/16. 
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Die Entscheidung erging dann immerhin noch vor der Fortsetzung der anderen anhän-

gigen CETA-Verfahren nach fast fünf Jahren im März 2021 mit einer sehr eindeutigen 

Niederlage der Antragsteller: Der Antrag wurde als unzulässig verworfen.  

Das Urteil macht deutlich, dass der Senat im Bereich des Organstreits keine Aufwei-

chung der Zulässigkeitskriterien anstrebt, wie sie im Bereich der Verfassungsbe-

schwerde aus Art. 38 GG eingetreten ist (s. EPGÜ).  

Der Senat betonte, dass der Organstreit nicht der allgemeinen Verfassungsaufsicht 

dient und der Bundestag nicht umfassendes Rechtsaufsichtsorgan über die BReg ist 

(Rn. 57). Die von der Antragstellerin behauptete Rechtsverletzung durch Unterlassen 

eines Mandatsgesetzes scheitert daran, dass das GG nach Auffassung des Senats 

ein solches Gesetz nicht vorsieht (Rn. 64 f.). Entsprechend sind etwaige Kompetenz-

überschreitungen der europäischen Einrichtungen und Organe nicht durch ein solches 

Mandatsgesetz gleichsam heilbar. 

Der Senat nutzte die Gelegenheit aber, dem Bundestag noch einige Hinweise zu kon-

kreten aus der „Integrationsverantwortung“ folgenden Pflichten zu geben, betonte da-

bei die Parallele zu grundrechtlichen Schutzpflichten (Rn. 73). Bei grundsätzlicher An-

nahme eines weiten politischen Handlungsspielraums des Bundestages wurden doch 

einige Konkretisierungen vorgenommen. So findet sich in Rn. 79 der Entscheidung ein 

ganzer Katalog von möglichen Instrumenten, wobei die „Weisungen an [dem Bundes-

tag] nachgeordnete Stellen“ eher dunkel bleiben.  

Ausführlich gewürdigt wurde über eine ganze Seite die intensive Befassung des Bun-

destags mit CETA und dem Bundestag ein umfangreiches Tätigwerden bescheinigt. 

Die Betonung der Plenardebatte für die demokratische Legitimation ist indessen mög-

licherweise Ausdruck eines etwas schematischen Parlamentsverständnisses. Immer-

hin kommt dieses Urteil ohne Beanstandungen und mehr oder wenige deutliche Kritik 

am Bundestag bzw. den Abgeordneten aus.  

 

4. Erfolgloses Hauptsacheverfahren Februar 2022 
Nach der Niederlage im Eilrechtsschutz 2016 blieben Verfassungsbeschwerden und 

eine Organklage gegen CETA auch im Hauptsacheverfahren erfolglos. 

Der Zweite Senat wies diese mit einstimmigem Beschluss vom 9. Februar 2022 zu-

rück. Die Rechtsbehelfe richteten sich gegen die deutsche Zustimmung von 2016 zur 

vorläufigen Anwendung des unionalen Teils des Freihandelsabkommens zwischen der 

EU, ihren Mitgliedstaaten und Kanada (CETA). 
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Die im Eilverfahren noch offen gelassenen Fragen wurden in der Hauptsacheentschei-

dung in recht knapper Form (nur 20 der knapp 70 Seiten des Beschlusses sind keine 

Sachverhalts-/Parteivortragwiedergabe) abgearbeitet. Weder der Vorwurf der Kompe-

tenzüberschreitung noch der Vorwurf der Demokratieverletzung (Verfassungsidentität) 

drangen durch. 

 

Zur Kompetenzfrage betonte der Senat, dass es nur um den unionalen Teil des Ab-

kommens geht. Die nach der Zustimmung Deutschlands zur vorläufigen Anwendung 

ergangenen Entscheidungen des EuGH zur Kompetenzfrage 31 kamen zwar bei der 

Auslegung der Kompetenzgrundlagen für die einzelnen Gehalte von CETA zu leicht 

anderen Ergebnissen als der Senat 2016. 

Der Senat maß dem jedoch keine maßgebliche Bedeutung zu, letztlich weil jedenfalls 

im Rahmen der vorläufigen Anwendung mit Blick auf zahlreiche Zusagen in Erklärun-

gen „ein offensichtlicher und strukturell bedeutsamer Übergriff in die Zuständigkeit der 

Mitgliedstaaten ausgeschlossen“ ist (Rn. 186), dies ersichtlich ein Hinweis auf die Ho-

neywell-Kriterien, die erfüllt sein müssen, damit ein Ultra vires-Akt in Betracht kommt. 

 

Zur Verfassungsidentität sortierte das BVerfG bereits auf der Zulässigkeitsebene Ar-

gumente, die auf Rechtsstaats- oder Sozialstaatsdefizite in CETA zielten, aus, weil 

insoweit der Bezug zu Demokratie nicht hinreichend nachgewiesen wurde (Rn. 150).  

Für die Organklage wurde betont, dass diese nicht der Rüge der Verletzung objektiven 

Verfassungsrechts (wie etwa Rechtsstaat, Sozialstaat) dient (Rn. 168).  

 

Zum Ausschusssystem wiederholte der Senat seine Bedenken aus der Eilrechts-

schutzentscheidung, dies betraf die unzureichende Vertretung aller Mitgliedstaaten in 

den Ausschüssen, Zweifel an der demokratischen Legitimation und Kontrolle dieser 

Ausschüsse.  

Allerdings reichte dem Senat aus, dass EU/Mitgliedstaaten im Gemischten Ausschuss 

einzunehmende Standpunkt zu maßgeblichen Beschlüssen im Ausschusssystem 

nach ständiger Praxis einvernehmlich festlegen, es mithin immer auf die Zustimmung 

des deutschen Vertreters im Rat ankommt (Rn. 191). 

                                                
31 Gutachten 2/15 vom 16. Mai 2017, Singapur; Gutachten 1/17 vom 30.4.2019, Investitionsschutz in 
CETA. 
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Auf eine Vorlage zum EuGH kam es nach alledem mangels entscheidungserheblicher 

offener Auslegung- oder Gültigkeitsfragen gar nicht mehr an.  

 

Das BVerfG äußerte sich in der Entscheidung vom Februar 2022 nicht zum Ratifikati-

onsstand, insbesondere hat es nicht erkennen lassen, ob und ggf. ab wann eine 

Grenze der Vorläufigkeit der vorläufigen Anwendung besteht, weil einzelne Mitglied-

staaten die mitgliedstaatliche Ratifikation nicht (mehr) betreiben. 

 

Der Senat setzte mit der Hauptsacheentscheidung vom Februar 2022 in gewissem 

Sinne die Linie aus dem Verfahren um die Bundestagsbeteiligung bei CETA vom März 

2021 32 fort, indem den Bf/ASt. sehr deutlich signalisiert wurde, dass der Senat für eine 

politische Instrumentalisierung des Gerichts Grenzen setzt. 

 

Sehr deutlich wurde die seit dem Lissabon-Urteil bestehende Rspr. betont, der zufolge 

eine Verletzung der Verfassungsidentität im Wege der Verfassungsbeschwerde (Art. 

38 GG) nur gerügt werden kann, wenn es im Kern um Demokratie geht, mithin Bean-

standungen zu Rechtsstaat oder Sozialstaat ohne substantiellen Demokratiebezug be-

reits an der Zulässigkeit scheitern. Entsprechend ist der Hinweis zu verstehen, dass 

im Organstreit kein objektives Verfassungsrecht gerügt werden kann. 

Damit stellen sich Klagen gegen die nationale Ratifikation von vornherein als aus-

sichtslos dar. Insbesondere kann die Behauptung von Rechtsstaatsproblemen beim 

Investitionsschutz dem BVerfG für sich genommen nicht ausreichen, und die Umdeu-

tung aller möglichen Fragen in Demokratiefragen im Sinne von Art. 38 GG macht der 

Senat ersichtlich nicht mehr mit. 

 

Kompetenzfragen stellen sich nach erfolgter nationaler Zustimmung in diesem ge-

mischten Abkommen nicht mehr. Der Senat lässt nicht erkennen, dass er das Konzept 

der gemischten Abkommen per se für problematisch hält. 

 

Die kritischen Passagen zum Ausschusssystem werden mehr oder weniger aus der 

Eilentscheidung von 2016 kopiert. Hier reicht dem Senat aus, dass über die de facto-

                                                
32 Siehe oben 2 BvE 4/16 v. 2.3.2021, auch dort bereits Organklage der LINKE. 
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Einstimmigkeit im Rat Deutschland Kontroll- und Einflussmöglichkeiten hat. Dass die 

Bundestagsbeteiligung in diesen Fragen entsprechend sichergestellt ist wird vom Se-

nat gar nicht mehr thematisiert. Der Sache nach wird damit die fehlende unmittelbare 

Anwendbarkeit des CETA verarbeitet, ohne dass dieser Aspekt ausdrücklich themati-

siert würde. Die Mitgliedstaaten behalten die Kontrolle. 

 

Insgesamt bestehen damit auch für die endgültige Ratifikation von CETA in Deutsch-

land (nationale Zustimmungsgesetzgebung) keine verfassungsrechtlichen Hinder-

nisse. 

 

Die Entscheidung zu den Verfassungsbeschwerden gegen das FHA Singapur (2 

BvR 882/19, es ging dort um ein EU only-Abkommen) steht noch immer aus. 

 

 
VII. Einzelheiten der Bundestagsbeteiligung 
CETA ist bereits vor der Einleitung des Ratifikationsverfahrens als gemischtes Abkom-

men in Deutschland seit Jahren parallel zum Verhandlungsprozess intensiv parlamen-

tarisch begleitet worden, sowohl durch verschiedene Ausschüsse als auch durch die 

wiederholte Befassung des Plenums des Deutschen Bundestages. 

Die Bundesregierung stellt in Übereinstimmung mit der Verfassungspflicht aus Art. 23 

Abs. 2 GG sicher, dass der Bundestag in die Beratungsprozesse um die europäische 

Handelspolitik eng eingebunden ist. Dies gilt insbesondere für Verhandlungen der Eu-

ropäischen Union mit einem oder mehreren Drittstaaten über Freihandelsabkommen. 

Insbesondere ermöglicht sie dem Bundestag, im Bereich der Handelspolitik seine In-

tegrationsverantwortung umfassend wahrzunehmen. 

Die Bundesregierung informiert den Bundestag nach den Vorgaben des Gesetzes 

über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Ange-

legenheiten der Europäischen Union (EUZBBG) umfassend, zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt und fortlaufend über den Fortgang der Verhandlungen und die EU-internen 

Beratungen.  

Dies umfasst die förmliche Zuleitung jedes EU-Vorhabens gemäß § 6 Abs. 1 EUZBBG, 

die Erstellung von entsprechenden Berichten gemäß § 6 Abs. 2 EUZBBG und ggf. 

umfassenden Bewertungen gemäß § 6 Abs. 3 EUZBBG. 
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Darüber hinaus geschieht die Unterrichtung insbesondere durch die umfassende Wei-

terleitung von Dokumenten und Sitzungsberichten gemäß § 4 Abs. 1 EUZBBG, durch 

besondere Berichte, die Beantwortung parlamentarischer Fragen sowie mündliche Un-

terrichtungen in den Ausschüssen des Bundestags und im Plenum. 

Die Bundesregierung leitet alle ihr von der EU übermittelten Dokumente zu den Ver-

handlungen an den Bundestag weiter. Das umfasst alle Dokumente des Handelspoli-

tischen Ausschusses, also insbesondere Positionspapiere und Textvorschläge sowie 

Stellungnahmen von EU-Kommission und anderen EU-Mitgliedstaaten sowie ihre ei-

genen, in den Verhandlungen im Rahmen des dafür zuständigen Handelspolitischen 

Ausschusses abgegebenen schriftlichen Stellungnahmen.  

Die Bundesregierung und die anderen EU-Mitgliedstaaten positionieren sich zu Ver-

handlungen über Handelsabkommen im Handelspolitischen Ausschuss sowohl auf 

Ebene der Mitglieder als auch auf Ebene der Sitzungen der Stellvertreter und in den 

Sitzungen mit Schwerpunkt Dienstleistungen und Investitionen. Über alle Sitzungen 

des Handelspolitischen Ausschusses verfasst die Bundesregierung detaillierte Draht-

berichte, die ihre Position sowie die Position der Europäischen Kommission und der 

anderen Mitgliedstaaten wiedergeben und die nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 lit. a EUZBBG 

auch an den Bundestag übermittelt werden.  

In derselben Weise berichtet die Bundesregierung über Sitzungen des Ausschusses 

der Ständigen Vertreter, die Aspekte aus Verhandlungen über ein Handelsabkommen 

zum Gegenstand haben, sowie in Form von Vor- und Nachberichten (§ 4 Abs. 4 

EUZBBG) sowie Drahtberichten über Sitzungen des Handelsministerrats. Darüber hin-

aus fertigt die Bundesregierung seit 2010 halbjährlich Berichte für den Deutschen Bun-

destag zu aktuellen Fragen der Handelspolitik im Zeitraum der jeweiligen Ratspräsi-

dentschaften an.  

Die Bundesregierung verfasst zudem regelmäßig Berichte für den Deutschen Bundes-

tag zum Stand von Verhandlungen und zu Einzelthemen. 

 

Die Unterrichtung des Bundestages erfolgt jeweils an den Bundestag als Ganzen und 

ist für alle Fraktionen und Abgeordneten verfügbar. Die Dokumente sowie die Draht-

berichte werden aufgrund der internen Organisation des Bundestages an eine zentrale 

Eingangsadresse bei der Bundestagsverwaltung übermittelt. Diese stellt die Informati-

onen sodann in ihre Datenbank EuDOX ein, auf die alle Bundestagsabgeordneten Zu-

griff haben. 
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Der Bundestag konzentriert sich auf sein Stellungnahmerecht nach Art. 23 Abs. 3 GG 

iVm. § 8 EUZBBG. Die Form der Befassung mit einem EU-Vorhaben und die Entschei-

dung über die Abgabe einer Stellungnahme liegt dabei im politischen Ermessen des 

Bundestages, wobei die Wahrnehmung der Integrationsverantwortung auf Seiten des 

Bundestages besondere Befassungs- und Handlungspflichten mit verschiedenen 

Handlungsoptionen auslöst. 

In der 18. Legislaturperiode hatte sich der Bundestag bis zum September 2016 (Zeit-

punkt der Stellungnahme des Bundestags zu CETA) zudem in über 500 einzelnen 

parlamentarischen Fragen an die Bundesregierung mit den CETA-Verhandlungen be-

fasst. Der Bundestag hatte sich in der 18. Legislaturperiode auch in einer Vielzahl von 

Ausschusssitzungen bereits intensiv mit CETA auseinandergesetzt. Nicht nur die Bun-

desregierung stand hierzu in engem Austausch mit dem Bundestag. Auch der kanadi-

sche Chefunterhändler Steve Verheul, die EU-Handelskommissarin Cecilia Malm-

ström, die kanadische Handelsministerin Chrystia Freeland wie auch eine Reihe von 

Sachverständigen standen in Ausschusssitzungen für Fragen und Gespräche zur Ver-

fügung. Der Bundestag hatte auch in Brüssel einen intensiven Austausch mit zustän-

digen Akteuren der EU zu CETA.  

Das CETA-Abkommen war zudem bereits vor seiner vorläufigen Anwendung und wie-

derholt Gegenstand im Plenum des Deutschen Bundestags. Die Frage, wie der Bun-

destag die Ratsbeschlüsse über die Unterzeichnung und die vorläufige Anwendung 

von CETA begleiten soll, wurde umfassend in Sachverständigen-Anhörungen am 5. 

September und am 8. September 2016 behandelt.  

Die umfassende Beteiligung des Bundestags vor Abschluss des CETA, während der 

vorläufigen Anwendung der im Unionskompetenzbereich liegenden Teile des Abkom-

mens, - derzeit - bei der Ratifikation auf nationaler Ebene und auch in der späteren 

Anwendung des Abkommens ist gesichert.  

 
VIII. Schlussbetrachtung 

Das allgemeine politische Umfeld hat sich seit 2016 spürbar gewandelt: Auch den kri-

tischsten Kritikern von Freihandelsabkommen ist zwischenzeitlich klar geworden, dass 

es etwas gibt, das noch schlimmer ist als Freihandelskommen: eine Weltwirtschafts-

ordnung ohne rechtliche Bindungen, wie sie unter dem US Präsidenten drohte, wo nur 

noch der Wille des vermeintlich Stärkeren zählt.  
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Mit dem Überfall Russlands auf die Ukraine sind 2022 Wert wie Zerbrechlichkeit recht-

licher Bindungen im internationalen Raum ganz allgemein noch deutlicher geworden. 

 

In den vier Jahren seit 2016 hat sich im Übrigen gezeigt, dass die seinerzeit getroffe-

nen Vorkehrungen im Hinblick auf die vorläufige Anwendung von CETA gut gelungen 

sind. In einer Auslegungserklärung nach Art. 31 Abs. 2 WVRK haben die Vertragspar-

teien Klarstellungen getroffen, die getragen haben. Verselbständigungen und Kompe-

tenzüberschreitungen sind nicht eingetreten.  

Heute noch mehr als 2016 gilt: Die CETA zugeschriebenen rechtlichen Gefahren sind 

maßlos übertrieben. Dies liegt daran, dass ein solches Freihandelsabkommen nichts 

mit Integration zu tun hat. CETA handelt nicht von Integration. Es geht um ein – zuge-

geben umfassendes – Freihandelsabkommen, aber eben nicht mehr.  

 

Es geht gerade nicht um eine supranationale Hoheitsgewalt und eine eigene Rechts-

ordnung, zugunsten derer die Mitgliedstaaten auf Souveränitätsrechte verzichtet ha-

ben und das aus einer „autonomen Rechtsquelle“ stammt.33  

CETA ist nicht unmittelbar anwendbar und kann schon deswegen im Rechtsraum der 

Mitgliedstaaten wie der Union keine dramatische Wirkung entfalten. 

Festzuhalten bleibt: Die Beteiligung Deutschlands am umfassenden Wirtschafts- und 

Handelsabkommen zwischen Kanada, der Europäischen Union und ihren Mitglied-

staaten – CETA – ist mit dem Grundgesetz vereinbar.  

Zugleich ist an das hohe Maß an politischer und wertemäßiger Übereinstimmung mit 

Kanada zu erinnern. Konkret: Wenn nicht einmal ein Abkommen mit Kanada gelingen 

sollte, dann verlöre die EU mit ihren Mitgliedstaaten jede Glaubwürdigkeit in der Dis-

kussion um eine bessere Verrechtlichung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. 

 

___________________ 

 

 

                                                
33 Vgl. EuGH Rs. 26/62, Slg. 1963, 1 – Van Gend en Loos. 



 

 
 

   

 


	Thema: Ausschussdrucksache 20(9)162, Titel: 12.10.2022 

